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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Abänderung der Ratsverordnung 
Nr. 1056/72 über die Mitteilung der Investitionsvorhaben von gemeinschaftlichem 
interesse auf dem Erdöi-, Erdgas- und Elektrizitätssektor an die Kommission 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 5 und 213, 

gestützt auf den Vertrag zür Gründung der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft, insbesondere auf die 
Artikel 187 und 192, 

auf Vorschlag des Entwurfs der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung Nr. 1056/72/EWG sieht vor, daß 
die Mitgliedstaaten zu Beginn eines jeden Jahres 
der Kommission Auskünfte über Investitionsvorha- 
ben auf dem Gebiet der Produktion, des Transports, 
der Lagerung oder Verteilung von Erdöl, Erdgas und 
Elektrizität, die vor Ablauf von drei Jahren nach 
dem 1. Januar des laufenden Jahres in Angriff ge- 
nommen werden sollen, erteilen. 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß die technischen, 
finanziellen, gewerblichen und sozialen Aspekte von 
Investitionsvorhaben im Elektrizitätssektor in stei- 
gendem Maße dazu führen, daß Investitionspläne 
mindestens fünf Jahre vor dem voraussichtlichen 
Baubeginn formuliert werden; die Kenntnis solcher 
Vorhaben ist für die Kommission eine Notwen- 
digkeit. 

In bezug auf Investitionsvorhaben im Elektrizitäts- 
sektor sollte daher gewährleistet werden, daß die 
Kommission Mitteilung von Vorhaben erhält, die 
voraussichtlich binnen fünf Jahren nach dem 1. Ja- 
nuar des laufenden Jahres in Angriff genommen 
werden sollen. 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß vorhandene Inve- 
stitionsvorhaben der Kommission nicht mitgeteilt 
werden, wenn eines oder mehrere der wichtigen 
Merkmale der Vorhaben noch einer weiteren Über- 
prüfung unterliegen. 

Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung Nr. 1056/72/ 
EWG bestimmt, daß über gewisse Merkmale von 
Investitionsvorhaben, die der Kommission mitgeteilt 
werden, Angaben zu machen sind. 


Die Erfahrung hat gezeigt, daß die Kommission, 
um die Bedeutung der Investitionsvorhaben ermes- 
sen zu können, Auskünfte über den Entscheidungs- 
stand dieser Vorhaben und ihr Verhältnis zur staat- 
lichen Planung benötigt. 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß das im Anhang 
der Verordnung Nr. 1056/72/EWG aufgestellte Ver- 
zeichnis von Investitionsvorhaben nicht vollständig 
genug ist, um sicherzustellen, daß die Kommission 
für die Durchführung ihrer Aufgaben auf dem Ge- 
biet der gemeinsamen Energiepolitik der Gemein- 
schaft, insbesondere in den Bereichen Erdölraffina- 
tion, Elektrizitätserzeugung und -Übertragung, ange- 
messen unterrichtet ist. 

Im Bereich der Raffination von Erdöl gewinnen 
Investitionen für Entschwefelungsanlagen für Rück- 
stands- sowie Destillatheizöle und Feedstocks zu- 
nehmend an Bedeutung im Hinblick auf strenge 
Qualitätsnormen, die in der Gemeinschaft im Inter- 
esse der Verschmutzungskontrolle zur Annahme 
kommen. 

Die Verordnung Nr. 1056/72/EWG des Rates er- 
streckt sich nicht auf Investitionen im Elekrizitäts- 
sektor, die Kernkraftwerksanlagen betreffen. 

Artikel 41 und 42 des Vertrages zur Gründung der 
Europäischen Atomgemeinschaft sehen die Einzel- 
mitteilung jeder Art von nuklearem Investitions- 
vorhaben, das genügend fortgeschritten ist, um die 
Vertragsunterzeichnung oder den Baubeginn binnen 
drei Monaten zu erlauben, an die Kommission vor, 
und zwar auf Initiative und zu einem Zeitpunkt 
eigener Wahl der Person oder des Unternehmens, 
das die Investition vornimmt. 

Die Schaffung einer gemeinsamen Energiepolitik 
ist eine der übereinstimmend gefaßten Zielsetzun- 
gen der Gemeinschaft, und die Kommission ist beauf- 
tragt worden, Maßnahmen vorzuschlagen, die zur 
Erreichung dieses Zieles ergriffen werden müssen. 
Um die in den Ratsentscheidungen vom 17. Dezem- 
ber 1974 und 13. Februar 1975 bezüglich der gemein- 
schaftlichen Energiepolitik dargelegten Zielsetzun- 
gen zu erreichen, ist eine gesteigerte Nutzung des 
Industriepotentials der Gemeinschaft, insbesondere 
im nuklearen Sektor, erforderlich. 

Um die Herstellerindustrie der Gemeinschaft bei 
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der Bewältigung ihrer eigenen Investitionen und 
Anpassungen für die Lieferung schwerer Ausrüstun- 
gen im Rahmen der Investitionsprogramme im Zu- 
sammenhang mit der Elektrizitätsversorgung zu un- 
terstützen, muß die Kommission über die Vorhaben 
aus diesen Programmen in ausreichender Frist vor 
ihrer Verwirklichung unterrichtet sein, um der Indu- 
strie - in Unterscheidung nach dem Grad der bereits 
bestehenden Verbindlichkeit der Bauvorhaben - An- 
gaben im Hinblick auf eine angemessene Abschät- 
zung der entsprechenden Risiken auf technischem, 
finanziellem und sozialem Gebiet an die Hand geben 
zu können. 

Auf dem Gebiet des Elektrizitätstransportes wer- 
den Investitionsvorhaben, die sich auf elektrische 
Übertragungskabel beziehen, gegenwärtig nicht mit- 
geteilt. Solche Investitionsvorhaben in bezug auf 
Ubertragungskabel, die wichtige Verbindungen in 
nationalen oder internationalen Verbundnetzen 
darstellen, sind von gemeinschaftlichem Interesse, 
und die Unterrichtung über derartige Investitions- 
vorhaben ist für die Kommission erforderlich, um 
ihre Arbeit im Elektrizitätssektor ausführen zu kön- 
nen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung Nr. 1056/72/EWG 
erhält folgende Fassung: 

„1, Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission jähr- 
lich vor dem 15. Februar die nach Absatz 2 ein- 
geholten Auskünfte über die im Anhang ge- 
nannten Investitionsvorhaben auf dem Gebiet 
der Produktion, des Transports, der Lagerung 
und der Verteilung von Kohlenwasserstoffen 
bzw. elektrischer Energie mit, deren konkrete 
Verwirklichung (Beginn der Arbeiten) norma- 
lerweise binnen drei Jahren im Falle von Vor- 
haben im Bereich der Kohlenwasserstoffe und 
binnen fünf Jahren im Elektrizitätsbereich in 
Angriff genommen werden soll. 

Die Mitgliedstaaten fügen diesen Mitteilungen 
gegebenenfalls Erläuterungen bei." 

Artikel 2 

Dem Artikel 1 der Verordnung Nr. 1056/72/EWG 
wird der folgende Absatz hinzugefügt: 


„5. Die Mitteilungen nach den Absätzen 1, 2 und 3 
sollen sich auch auf Investitionsvorhaben er- 
strecken, für die eines oder mehrere der Haupt- 
- merkmale einer weiteren Überprüfung unter- 
liegen." 

Artikel 3 

i In Artikel 2 der Verordnung Nr. 1056/72/EWG 
wird nach dem fünften Gedankenstrich der folgende 
Wortlaut eingefügt: 

„In bezug auf Investitionsvorhaben, die sich im Sta- 
; dium der Planung befinden, müssen die Mitteilun- 
I gen die folgenden Hinweise auf das Entscheidungs- 
’ Stadium eines jeden Vorhabens enthalten: 

— Vorliegen oder Nichtvorliegen endgültiger Ent- 
scheidungen bezüglich aller hauptsächlichen 
Merkmale des Vorhabens (Standort, Hersteller, 

1 Bauherr, technische Kennzeichen usw.), 

' — die Beziehung des Vorhabens zu nationalen Pro- 
grammen." 

I A r t i k e 1 4 

In Absatz 1.1 des Anhangs zur Verordnung Nr. 1056/ 
72/EWG wird nach dem dritten Gedankenstrich ein 
weiterer mit folgendem Wortlaut angefügt: 

„ — Entschwefelungsanlagen für Rückstandsheizöle/ 
Destillatheizöle/Feedstock. " 


Artikel 5 

In Absatz 3.1 des Anhangs zur Verordnung Nr. 1056/ 
72/EWG tritt der folgende Wortlaut an die Stelle 
des ersten Gedankenstrichs: 

» — Wärmekraftwerke (Maschinensätze von 200 
MW und mehr)." 

Artikel 6 

In Absatz 3.2 des Anhangs zur Verordnung Nr. 1056/ 
72/EWG wird folgender Gedankenstrich angefügt: 

„ — übertragungskabel, soweit sie für eine Span- 
nung von 100 kV oder mehr konstruiert sind 
und wesentliche Verbindungen zu nationalen 
oder internationalen Verbundnetzen darstellen." 

Diese Verordnung ist in allen Teilen verbindlich 
und gilt in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27, Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chets des Bundes- 
kanzleramtes vom 21. August 1975 - 1/4 - 680 70 - E - En 14/75: 

Dieser Entwurf ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 7. August 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsentwurf ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Begründung 

1. Die Notwendigkeit zur Abänderung der Ratsver- 
ordnung Nr. 1056/72 

Der Rat hat durch seine Zustimmung zur bestehen- 
den Ratsverordnung Nr. 1056/72 und weiterhin durch 
seine Entschließungen vom 17. Dezember 1974 und 
13. Februar 1975 betreffend die Ziele einer gemein- 
schaftlichen Energiepolitik eindeutig die Bedeutung 
der Verfügbarkeit möglichst genauer und rechtzeiti- 
ger Auskünfte über Investitionsvorhaben auf dem 
Energiegebiet anerkannt. 

Aufgrund der bisherigen Erfahrungen bei der Durch- 
führung der in der Ratsentscheidung Nr. 1056/72 nie- 
dergelegten Bestimmungen, besonders bezüglich der 
Unterrichtung in den Sektoren Erdöl und Elektrizität, 
und bei Einbeziehung der weiteren Auskünfte, die 
ihr bezüglich des nuklearen Sektors aufgrund von 
Artikel 41 und 42 des Euratom- Vertrages zugehen, 
ist die Kommission zu dem Ergebnis gelangt, daß 
ihre Gesamtunterrichtung nicht den Anforderungen 
entspricht, die sich in der Durchführung der ihr durch 
den Rat gestellten Aufgaben im Flinblick auf eine 
gemeinschaftliche Energiepolitik ergeben. 

Es wird angenommen, daß die im Zusammenhang 
mit der Mitteilung von Investitionsvorhaben in be- 
stimmten Sektoren aufgetretenen Probleme, die 
nachfolgend dargelegt werden, durch Abänderung 
einiger Artikel der Ratsverordnung Nr. 1056/72 wirk- 
sam überwunden werden können, ohne daß dabei 
in irgendeiner Weise von den ausdrücklichen Zielen 
dieser Verordnung abgewichen wird. 


2. Beurteilung der Bedeutung von Investitionsvor- 
haben 

Für die Beurteilung der Bedeutung von Investitions- 
vorhaben in den Energiesektoren muß die Kommis- 
sion sowohl über den Stand der Entscheidung von 
Vorhaben und die Beziehung der Vorhaben zur 
nationalen Planung unterrichtet sein. Diese Anga- 
ben sind auch Voraussetzung für die Beurteilung 
des Grades der Kontinuität von Kraftwerksbestel- 
lungen seitens der Elektrizitätserzeuger, auf deren 
Erfordernis besonders hingewiesen wird unter 
Punkt 57 der Kommissionsmitteilung an den Rat 
betreffend „Orientierungen für den Elektrizitäts- 
sektor in der Gemeinschaft" [KOM(74) 1970 endg.] 
und in Kapitel 3.5 des Kommissionsberichtes über 
„Lage und Aussichten der Herstellerindustrien von 
schweren elektro-mechanischen und kerntechnischen 
Ausrüstungen für die Energieerzeugung in der Ge- 
meinschaft", der dem Rat gesondert vorgelegt wer- 
den wird [vgl. Dok. SEK(75) 2770]. 


3. Investitionsvorhaben im Elektrizitätssektor 

Erfahrungen im Elektrizitätssektor zeigen, daß tech- 
nische, finanzielle und soziale Aspekte von Investi- 
tionsvorhaben zunehmend zur Formulierung von In- 
vestitionsplänen mindestens fünf Jahre vor dem 


erwarleten Baubeginn führen, und daß es Investi- 
tionsvorhaben gibt, die nicht der Kommission mit- 
geteilt werden, wenn ein oder mehrere Hauptmerk- 
male wie Standort, Leistung, Anlagentyp etc. noch 
weiterer Überprüfung unterliegen. Es ist daher wich- 
tig, daß Investitionsvorhaben, deren Baubeginn in- 
nerhalb der nächsten fünf Jahre erwartet wird, mit- 
geteilt werden, erforderlichenfalls mit Einschrän- 
kungen bezüglich der Hauptmerkmale, die noch wei- 
terer Überprüfung unterliegen. 

Die der Kommission laufend verfügbaren Informa- 
tionen aufgrund der Ratsverordnung Nr. 1056/72 
enthalten keine Angaben über mit Kernreaktoren 
ausgerüsteten Elektrizitätserzeugungsanlagen. Es ist 
daher nicht möglich, mit diesen Informationen die 
gesamten Investitionsvorhaben auf dem Gebiet der 
Elektrizitätserzeugung zu erfassen, was für die mit 
der Entwicklung einer gemeinschaftlichen Energie- 
politik verbundenen Arbeiten entscheidend ist. In- 
formationen über Investitionen betreffend Kern- 
kraftwerke sind der Kommission aufgrund von Arti- 
kel 41 und 42 des Vertrages zur Gründung der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft verfügbar. Diese Artikel 
sorgen dafür, daß die Kommission über nukleare 
Investitionsvorhaben aller Art unterrichtet wird, 
aber erst dann, wenn sie genügend weit fortgeschrit- 
ten sind, um eine Vertragsunterzeichnung oder den 
Beginn der Arbeiten innerhalb von drei Monaten zu 
erlauben, und auf Initiative des die Investitionen 
durchführenden Unternehmens und zu einem von 
ihm gewählten Zeitpunkt. Weiterhin gehen derar- 
tige äußerst detaillierte Informationen viel weiter 
als für die Zwecke der Kommission in bezug auf die 
Ratsverordnung Nr. 1056/72 erforderlich ist, und sind 
sie eindeutig dafür vorgesehen, der Kommission eine 
Überprüfung zu ermöglichen, ob jedes Investitions- 
vorhaben mit der im Hinweisenden Kernenergie- 
programm skizzierten nuklearen Energiepolitik 
übereinstimmt. Die Informationen werden von Fall 
zu Fall übermittelt und ermöglichen keine klare 
Vorstellung über die Gesamtsituation. Diese Anga- 
ben erreichen die Kommission zu spät, um von ihr 
für Vorausschauzwecke auf dem Energiegebiet im 
allgemeinen und für Zwecke der Unterrichtung, ins- 
besondere der Herstellerindustrie von schweren 
elektro-mechanischen Ausrüstungen, genützt wer- 
den zu können; tatsächlich wäre für diese Industrie 
ein Marktüberblick von Wert, der sich über einen 
Zeitraum von mindestens zehn Jahren erstreckt. Es 
ist daher erforderlich, daß eine geeignete Unter- 
richtung der Kommission über mit Kernreaktoren 
ausgerüstete Elektrizitätserzeugungsanlagen zum 
gleichen Zeitpunkt erfolgt wie für andere Investi- 
tionsvorhaben auf dem Elektrizitätssektor. 

Investitionsvorhaben betreffend Hochspannungs- 
übertragungsleitungen, die Hauptverbindungen in 
den elektrischen Verbundnetzen der Gemeinschaft, 
werden der Kommission aufgrund der Ratsverord- 
nung Nr. 1056/72 bereits mitgeteilt. Durch den Beitritt 
Dänemarks, Irlands und des Vereinigten Königreichs 
zur Gemeinschaft ist die Bedeutung von erdverlegten 
Hochspannungskabeln und Hochspannungs-Unter- 
wasserkabeln in der fortschreitenden Entwicklung 
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der elektrischen Verbundnetze der Gemeinschaft 
gewachsen. Es ist wichtig, daß die bestehende Unter- 
richtung über wesentliche Verbindungen in den elek- 
trischen Verbundnetzen der Gemeinschaft durch 
Auskünfte über nationale und internationale Haupt- 
verbindungen mit Hilfe von erdverlegten Hoch- 
spannungskabeln und Hochspannungs-Unterwasser- 
kabeln ergänzt wird. 

4. Investitionsvorhaben im Erdölsektor 

Im Hinblick auf die beträchtliche Bedeutung, die den 
Umweltfragen und besonders der Bekämpfung der 
Verunreinigung innerhalb der Gemeinschaft zu- 
kommt, sind Investitionsvorhaben bezüglich der 
Entschwefelung von Rückstands- und Destillatheiz- 
ölen sowie von Feedstocks von wachsendem Inter- 
esse für die Gemeinschaft, Derartige Investitionsvor- 
haben sollten daher bei der laufenden Unterrichtung 
über Raffinerieprojekte mit eingeschlossen werden. 
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